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holt»,gen tarifsester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kan», wenn nicht binnen vi» Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtlich « Anzeigen find direkt an die Geschäftsstelle der Karls¬

ruher Zeitung, Badischer Staat «an»eig»r, K- rlfriedrichftraße 14, , n sende» und werde « in Vereinbarung mit dem Ministerium de« Innern berechnet . Bei « lageerhebung. zwangsweiserBeitreibung, und Konkursverfahrenfällt der

R- b- tt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Fall« von HSberer Gewalt, Streik, Sperre, « uSsperrung, Maschmenbruch , BetnebSstörung im eigenen Betrieb -der iu denen unserer Lieferanten , hat der Inserent keüi« Ansprüche ,

fall« die Zeitung verspätet, tu beschränktem Umiange «der nicht erscheint . — Für teleph -nische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. Nnverlangt« Drucksachen und Manuskripte werden nicht »urückgegebeu

und es wird keinerlei Brrpfiichtung zu irgendwetcher Vergütung übernommen. Abbestellung de» Zeitung kann nur je bi« 95. auf MonatSschluß erfolgen . — Beilagen zur Karlsruher Zeitung, Badncher EtaatSanzeiger:

ZentralhandelSregifter für Baden, Badischer Zentralauzeiger für Beamt«, « iffenschaft und Bildung, Badisch, Kultur und Geschichte, Badisch« wohlsahrtsblLUer, Amtliche Berichte über die Verhandlungen d«S Badischen Landtag«

Letzte Nachrichten
Dss Arbeitsnotprogrnmm

M . Berlin , 23 . Febr . ( Priv .-Tel . ) Während gestern noch
von amtlicher Seite bestritten wurdr , daß ei« Mantel -

ge se tz geplant sei, wird heute ausdrücklich betont , daß daS
Kabinett sich iu dieser Richtung schlüssig geworden ist. Es ist

lediglich beabsichtigt , die Berordnungen , die nebchi den eigent¬
lichen Gesetzen hergehen, mit diesen durch eine Erklärung zu
verbinden . Wahrscheinlich wird daS schon im Laufe des hen-

tigen TageS geschehen, wenn sich der Reichsrat mit diesen

Dingen befassen sollte. Dann würde Dr. Herzt namens des

Kabinetts eine entsprechende Erklärung abgrben . In der

Frage des Gefrierfleischkontingents , dessen Herab¬

setzung geplant ist» scheint man den Weg der Verordnung nicht

« ehr gehen zu wollen, der auch gesetzgeberisch etwas bedenklich
war , da es sich um Umänderung eines bestehenden Gesetzes
handelt . Es dürfte vielmehr eine Borlage in diesem Sinn
dem Reichstag zugeleitet werden.

Französische Goldkänke
M . » erlitt , 23. Febr . (Priv .-Tel . ) Die Reise des Lei.

terS der Bank von Frankreich nach England , die ursprünglich
sehr geheimnisvoll behandelt worden ist, gilt — wie a«S
London gemeldet wird —, einer Aussprache über die

Goldkänfe Frankreichs , das ja selbst schon einen

stillen GoldfondS auf der Bank von England besitzt und in letz¬
ter Zeit versucht hat, einen große» Posten an Pfund Ster¬

lings und Fransen , die in Londoner Banke« deponier » sind,
in Gold umzuwandeln . Der Gnuu- r«» -»- # »«f »>->» ßn «.
l««d, M , ntagu Norman , befürchtet aber , daß diese

Posten so groß sind» daß ihre Umwandlung in Gold zu einer

Erschütterung des Sterlingkurses führen können . Darüber

finden die Besprechungen statt .

Einberufung eines Zcntrnmparteitages ?
WTB . Berlin , 23 . Febr . (Privatinformation . ) Wie »vir

erfahren , wird in führenden Kreisen der asntrumspartei
die Absicht erwogen, noch vor den Wahlen einen Reichsparte »-

tag nach Berlin einzuberufen . Er soll den Zweck haben , das

Wahlprogramm und die Wahltaktik der Partei zu bestimmen.
Andere politische Fragen würden nicht auf die Tagesordnung
gesetzt werden . So ist denn auch nicht anzunehmen , daß die

Aussprache über die inneren Verhältnisse der Partei auf dem

Parteitage fortgesetzt werden würde . Die Entscheidung dar¬
über . ob die Absicht der Einberufung verwirklicht werden soll ,
wird von den zuständigen Instanzen bereits in den nächsten
Tagen besprochen werden. In parlamentarischen Kreisen wird

dieser Plan damit in Zusammenhang gebracht, daß die Aus¬

sichten der parlamentarischen Durchführung des Arbeitspro¬
gramms im Augenblick wieder skeptisch beurteilt werden .

Frachttariferhöhung in Frankreich
M . Berlin , 23 . Febr . ( Priv . - Tel . ) Der oberste fran -

zöstsche Eisenbahnrat erhöhte — wie aus Paris gemeldet

wird — seine Tarife vom 1 . März ab für dir Frackten
« m 11,9 Pro, . Lediglich die Lebensmittel sind davon aus¬

genommen und werden wahrscheinlich sogar eine kleine Herab¬

setzung ihrer Tarife erfahre «.

Die Wahlen in Japan
WTB . Toki » , 23 . Febr . (Tel .) Rach den Wahlergeb ,

« issen aus ganz Japan , die jetzt nahezu völlig
vorliegen , haben die Srihu - kat (Konservativen ) eine
knappe Mehrheit , wahrscheinlich eine solche von unr
5—7 Sitzen über die Mnseit , ( Liberalein) errungen , die Un¬
abhängigen haben 15 «nd die Proletarier 8 Sitze erhalten .
Das Schicksal der beiden großen Parteien hängt daher von
der Haltung dieser kleine« Gruppen ab.

Militar - ienstetttziehuagsichwind-l in Pole «
WTB . Warschau, 23. Febr . (Tel .) Einer Meldung zufolge

ist m Polen wiederum ein Militärdienstentziehungsschwindel
aufgedeckt worden. Die Zentrale dieser über das ganze Land
verbreiteten Schwindelorganisation befand sich in Kielze» wo

auch mehrere Militärbeamte vom Dienste suspendiert worden
sind. Bisher wurden unter dem Borwurf , Militärdtenstge -

stellungsschwindel betrieben zu haben, über 200 Personen fest-

gehalten .

Der Wilnaer Prozeß gegen die weiß -russische
Hromata

WTB . Warschau, 33 . Febr . (Tel .) Heute beginnt i» Wilna
der schon angekündigte Riesrnprozeß gegen die aufgelöste weiß-
russische politische Organisation Hromata . Der Prozeß , der in
Pulen sehr starckes Interesse erweckt , wird voraussichtlich erst
im Mai beendet werden.

Finanzminister Dr . Schmitt zum Besoldungsgesetz
In der heutigen Vormittagsfitzuug deS badischen

Landtags hielt Finanzminister Dr. Schmitt fol¬
gende Rede zur Begründung des Besoldungs¬
gesetzes :

Über
die Notwendigkeit einer Erhöhung

der Beamtenbezüge
war sich der Landtag schon im Sommer 1927 einig , als er das
Gesetz vom 13. Juli 1927 über die Erhöhung der Beamten¬
bezüge beriet und verabschiedete . Damals wurde den unteren
Gruppen von I—VI , unabhängig von jeder Reichsregelung ,
eine lOprozentige Erhöhung des Grundgehalts gewährt und
allen Beamten schon auf die künftige BesotdungSerhöhung Av .
schlagSzahlungen auf den Grundgehalt in derselben Höhe und
nach denselben Grundsätzen zugesichert , wie eS für die Reichö-
beamten geschehen sollte . Die Grundgehälter der badischen
Beamten waren letztmals Ende 1924 geregelt worden . Damals
war der Lebenshaltungsindex 134,9 ; seit der Zeit ist er aber
gestiegen : im September 1927 auf 149,1 ; im Dezember 1927
im Reich auf 151,8 und in Baden im Januar 1928 auf 155,4 .

In Baden ist der Lebenshaltungsindex vielfach über dem
Reichsdurchschnttt .

Roch eine andere Feststellung ist notwendig, nämlich die : Der
Großhandelspreis der Konsumgüter ist von Anfang bis Ende
1927 von 151,3 auf 171,1 gestiegen .

Beamte, die früher wohlhabend waren , befinden sich heute
oft in Not . Sie haben durch die Inflation ihr Vermögen ver¬
loren . Die Aussteuern der Frauen bestanden meistens nicht
in Sachwerten , sondern in Papierwerten . Die Not ist teilweise
auch durch unerschwingliche Wohnungsmieten verursacht , ins¬
besondere bei solchen Beamten , die versetzt worden sind. Auch
der Abbau hat die Not der Beamten vergrößert . Die Beamten
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oft ihre Geschwister , ihre Eltern , ja sogar ihre Schwiegereltern
unterstützen müssen. Im Falle der Krankheit können den Be¬
amten nicht immer alle Ausgaben durch die Notstanbsbeihilfe
ersetzt werden. Gerade die zahlreichen Gesuche um Notstands -
bethUfen getvähren dem Finanzminister einen tiefen Einblick
in das große Elend mancher, insbesondere der noch kinder¬
reichen Beamtenfamilien . Es ist ein ungesunder Zustand , daß
die Beamten , um Herr ihrer Lage zu werden, durch Vermitt¬
lung der Beamtenbank ihren künftigen Gehalt vorwegnehmen
und sich mit einer Zinsenschuld belasten. Der seelische Druck,
der auf solchen überschuldete» Besamten ruht , ist groß . Auch
das Zurückgehen der Kinderzahl in den Beamtenfamilien ist
auf materielle Notlage zurückzuführen. Man sah und sieht eS

auch vielfach an dem äußeren Auftreten des Beamten , an

seiner Kleidung, an der Ausstattung seiner Wohnung , daß eS
vielen Beamten schlecht ergeht. Heiraten die Kinder , so ver¬

mögen die Eltern kaum, sie einigermaßen auszusteuern . Ganz
bedenklich ist es, daß sich da und dort Beamte in ihrer Not an
Staatsgeldern vergreifen . So sind im Jahre 1927 drei Be¬
amte zu schweren Strafen verurteilt worden, weil sie in die

Kassen eingegriffen haben, und doch waren auch diese Beamten
— ich will das anerkennen — ohne ihr Verschulden in No>ö

geraten . Diese'drei Fälle berechtigen jedoch nicht, auf die übri¬

gen Beamten zu verallgemeinern ; sie geben aber immerhin zu
denken . Der Beamtenschaft kann und muß das öffentliche
Zeugnis ausgestellt werden, daß sie unbestechlich ist und treu

ihre Pflicht erfüllt , wie es sich gebührt . Ich darf noch weiter
anerkennen : Die Versammlung , welche ich hier in dem Saale
des Landtags einige Tage vor Weihnachten 1927 mit mehr als
100 Beamtenvertretern abgchalten habe und in welcher ich den

damaligen Referentenentwurf mit allen Beamtenvertretern
eingehend einen ganzen Tag lang besprochen habe, hat mir
den Beweis erbracht, daß

in her gesamten badische» Beamtenschaft ohne jede Aus¬
nahme ein guter Geist

herrscht. Diese Tatsache hat manchmal den Ausschlag zugun¬
sten der Beamten gegeben , wenn es sich seit diesem Tage dar¬
um gehandelt hat , ob man dem damals vorgetragenen Wunsche
einiger Beamtenkategorien stattgeben soll oder nicht.

Besonders die unteren Beamten hatten nicht mehr das

Existenzminimum , das zum Leben nötig ist . Die Erhöhung
ihrer bisherigen Bezüge mußte daher prozentual höher gestal¬
tet werden, als bei den übrigen Beamten . Trotzdem ist — das
muß ich anerkennen — das Grundgehalt der unteren Beamten -
grnppen immer noch spärlich bemessen . Baden hat sich in den
Verchanistungen mit dem Reich bemüht , die Sätze für die un¬
teren Gruppen zu heben. Die Bemühungen waren auch teil -

jöAfe von Erfolg, aber nur teilweise. Nachdem aber der
Reichstag entschieden hat, ist Baden an diese Sätze gebunden ,
grundsätzlich wenigsten». Baden hat aber immerhin die Lage
einzelner unterer Gruppen gebessert , wo dies möglich war ,
teils durch Gewährung besonderer Aufstiegsmöglichkeiten, teils
durch Funktionszulagen . Als Beispiel für Aufstiegsmöglich,

ketten erwähne ich:
Heizer, Maschinenwärter in Besoldungsgruppe 11« ,
Maschinisten, in Besoldungsgruppe 10a ,
Maschinenmeister in Besoldungsgruppe 9 rmd
Maschinenmeister auf wichttgen Mellen in Besoldungs¬

gruppe 6 .
Der Beamte hat aber nicht nur Anrecht auf das absolut Not¬

wendige, er hat auch Anrecht auf ein feiner Stellung ent -
spvechmcheS erhöhtes kulturelles Existenzminimum . Er hat An¬

spruch darauf , daß er sich mit seinem Gehalt auch die geistige
Nahrung verschaffen kann, welche für sein Amt und seine Le¬
bensstellung erforderlich ist . Der Beamte muß insbesondere
auch die Mittel haben, welche nottvendig sind , daß er sich selbst
weiter fortbilden kann. Das lieg» im Interesse des Dienstes
und des Staates .

Auch nach Erhöhung der Bezüge nach Maßgabe des vorlie-
genden Gesetzes hat der Beamte noch nicht durchweg den Real¬
lohn, welchen er vor dem Krieg hatte .

Die Erhöhung der Beamtenbezüge ist aber nicht nur not¬
wendig im Interesse des Beamten selbst, sondern im Interesse
des Staats . Die Bedeutung des Beamten für den Staat muß
uneingeschränkt anerkannt weichen.

Ohne Berufsbeamtentum kann der Staat nicht lrben .
Das Verhältnis zwischen Staat und Beamten ist nicht bloß ein
Lohnverhälttiis oder Arbeitsverhältnis , sondern ein Verhält -
nis der Treue . Die Beamtenschaft ist und war denn auch eine
Säule des Staats , und in den Tagen der Revolution war sie
Wohl seine beste Säule . Die Beamtenschaft hat fick damals
sofort auf den Standpunkt gestellt , daß das Staatswohl über
der Staatsform steht .

Der Staat hat daher das größte Interesse daran , nicht bloß
dafür zu sorgen, daß ihm seine Beamten erhatten bleiben,
sondern auch, daß sie arbeitsfrestdig bleiben, daß sie gerne
arbeiten , daß sie ihre eigenen Interessen mit den Staatsintrr -
effen identifizieren . Insbesondere muß der Staat auch sein
Augenmerk darauf richten, daß ein guter Nachwuchs nicht
fehlt . Auch muß der Staat dafür sorgen, daß der Beamte als
Träger der Staatsautorität im Volke ein gewisses Ansehen ge¬
nießt .

Autorität der Beamten ist Autorität drS Staats .
Der Staat ist aber auch schuldig , die Aufbesserung zu geben

Ich habe vorhin schon ausgefühlrt, daß der Staat ohne daS
Berufsbeamtentnm nicht existieren kann. Das bedeutet für
den Beamten gewisse Vorzüge : Er hat die Sicherheit , daß er
bestimmte Bezüge erhält ; er hat Anspruch auf Pension und
auf Versorgung seiner Hinterbliebenen.

So wie der Staat aber auf den Beamtenstand nicht ver-
zichten kann, so hat er auch ein ganz besonderes Interesse
daran , Qualitätsbeamte gut zu bezahlen, weil diese Qualitäten
sonst Weggehen , entweder in den besser bezahlten Privatdienst
oder in den besser bezahlten Gemeindedivnst. Deshalb sollen,
um nur einige Beispiele zu neunen , Akademiker , welche in Be¬
soldungsgruppe 2a eingestuft sind , aber im Berhältnis zu an¬
dern Gruppen wenig Aufrückungsmöglichkett nach Besoldungs¬
gruppe 1 haben, z. B . Techniker , Philologen, wenigstens noch
ruhegehaltsfähige und unwiderruflicheStellenzulagen erhalten .
Deshalb sind ferner z . B . die bisherigen Methodiklehrer an
den Lehrerbildungsanstalten als Studienräte nach 2ck , Stra¬
ßen- und Wasserbaumeister nach 4d und 5a, Sekretäre nach 4c
und Oberinnen , Maschinenmeister und Werkmeister nach
Gruppe 6 eingestust. Deswegen geht es auch nicht an , anf be-

sonders hervorgehobene Befördernngsstellen zu verzichte« oder
den Aufstieg nach den Beförderungsstellen r« n nach dem
Dienstalter zuzulassrn.

Andrerseits wird aber auch der Staat bestrebt sein müs-

sen. die Zahl der Beamten zu mindern und gewisse Tätig -
keiten mehr als bisher durch Angestellte ausführen zu lassen.
Zu diesem Zweck enthält der 8 47 des vorliegenden Gesetz ,

entwurfs nach der zwingende» Vorschrift des 8 40 des Reichs-

besoldungsgefetzes Bestimmungen über das Wegfallen der
dritten freiwerdenden planmäßigen Beamtenstelle. In mei¬
ner Etatrede habe ich schon darauf hingewiesen, daß nach
Artikel 5 des badischen Finanzgesetzes vom 5. August 1826,
welcher eine ähnliche Bestimmung kannte, in der Zeit vom
1 . April 1926 bis 15. Dezember 1927 432 Stellen freigewor¬
den sind, daß sich darnach das wegfalleude Drittel auf 111
Stellen berechnet und daß davon vorerst 89 Stellen nicht
wieder besetzt wurden . 7 Stellen mußten wieder erneut
werden , und bei 15 Stellen ist die Frage der Besetzung noch
unentschieden . Die finanzielle Auswirkung ist für diesen
Zeitraum folgende:

Bon den 89 nickt wieder planmäßig besetzten Stellen find
nur

5 außerplanmäßig besetzt,
18 durch Angestellte verwaltet und
tztz Stellen ohne jeden weitere« Aufwand überhaupt nicht

mehr besetzt.
Darnach ist die finanzielle Ersparnis doch erheblicher als ur¬
sprünglich vermutet wurde. Auf ein ganzes Jahr ausgerech¬
net ersparen an dem Wegfall dieser 66 Beamten :

die Gemeinden 82 617 M ,
der Staat 180000 „ .

Ähnlich wie 8 40 ist auch der 8 42 des Reichsbesoldungsge¬
setzes eine Sperrvorschrift für die Landesgesetzgebung. _

Er

geht von dem richttgen Grundgedanken aus , daß eS unzulässig
ist, die Besoldung eines Beamten von 2 Seiten her aufzu -

beffevn, nämlich einmal durch prozentuale Erhöhung der bis¬

herigen Geldbezüge, und dann noch einmal auf andere Weife ,
nämlich durch besonders günstige Höherstufung der betr . Be-

amtenkategorien , durch Vermehrung der Beförderungsstellen
gegen bisher . Der 8 42 des ReichsbesoidungsgesetzeS »erbt «,

tet daher , bei der Überführung vom alten zum neuen Recht
mehr Stellen als bisher in die entsprechende neue Befol -



duugSgruppe rinzuftellen ; er gebietet sogar , zu prüfen , ob di«
bisherigen Stellen „alle »der nur zum Teil " in die neue
Ordnung überführt werden dürfen . Das bedeutet sowohl fürdie Besoldungsordnung als auch für das Budget «ine Sperre :
Grundsätzlich darf eine Beamtenlategorie nicht mehr Beför¬
derungsstellen haben als bisher . Dieser Satz wird bei Auf¬
stellung des Perfonalbudgets (des PerfonalanhangS ) feine
Bedeutung erlangen .

(Fortsetzung der Rede in der Beilage .)

Die Sicberbeitsvcwandlungen in Senk
Fortsetzung der Aussprache

(jm Licherheitskomitee legten am Mittwoch zunächst bei
Fortsetzung der allgemeinen Aussprache Rolin Jaquemyns ,
Belgien . Riddell, Kanada , linden , Schweden und Martowitsch,
Jugoslawien die Ansichten ihrer Regierungen dar . Nachmit¬
tags sprachen noch die Vertreter Argentiniens , Chiles und
Hollands . Sie unterstrichen gemeinsam den Wert der
Schiedssprüche und insbesondere des Vergleichsystems. Die
beiden amerikanischen Vertreter erklärten außerdem , daß für
ihre Völker Lchieds- und Vergleichsverträge eine genügende
Garantie für die Sicherheit bilden.

Im Verlauf der Sitzung dankte am Mittwoch Staatssekretär
v. Simson für die Beachtung, die die deutschen Vorschlägein der allgemeinen Aussprache gefunden haben . Zur Prä¬
zisierung seiner Anregungen verlas er dann eine neue For¬
mulierung der deutschen Anregungen .

Nach Schlus; der allgemeinen Aussprache wurde auf Vor¬
schlag des Vorsitzenden ein Rehaktionskomitee gebildet, das
12 Mitglieder , darunter auch den deutschen Delegierten , um¬
faßt . Das Redaktionskomitee soll sich zunächst mit den wäh¬rend der Diskussion vorgebrachten Bemerkungen und An¬
regungen befassen. Die nächste Vollsitzung des Sicherheits¬komitees ist für heute Donnerstag nachmittag festgesetzt . Die
schriftlich eingebrachten deutschen Anregungen werden nacheiner Erklärung des Vorsitzenden Benesch gelegentlich der
Beratung des Berichts von Politis über die Sicherheits¬
frage zur Erörterung gelangen .

Benesch über die Bbrüstungsverhandlungen
WTB . Paris , 28 . Febr . (Tel .) Der Auhenpolitiker des

„Matin " in Genf berichtet seinem Blatte über Erklärungen ,die der tschechoslowakische Außenminister Benesch ihm gegen¬über abgab . Benesch führte aus . sein Bericht werde der
vorbereitenden Abrüstungskonferenz vorgelegt und , wenn von
ihr gebilligt, auch im Juni dem Bölkerbundsrat unterbreitetwerden . Er sei der Ansicht, daß im September der dritte
Ausschuß des Völkerbundes mit einer zusammenhängendenArbeit befaßt werden und wirksam werde Vorgehen können.Was die Militärkontrolle anbetreffe , so handle es sich um
Verhandlungen , die nach dem Völkerbundsstatut auf die den
Frtedensverträgen unterworfenen Staaten angewandt wer¬den und später , wenn die allgemeine Abrüstung verwirklichtwerden könne , auf allen Staaten ausgedehnt werden müßten .Die Aufgabe des Sicherheitskomitres gelte einer anderenArt der Kontrolle . Es handele sich hier um Maßnahmen ,die ergriffen werden müßten , sobald ein Konflikt drohe oder '
ausbreche, um loyal die Dinge in dem gerade vorhandenenZustand zu belassen, und geheime Rüstungen vor Erlaß des
Schiedsspruchs zu verhindern .

Dem Preußischen Landtag liegt seit längerer Zeit einStädtebaugesetz vor, dessen Hauptinhalt die Fertigstellung einesFlSchenaukteilungSplanS für die städtebauliche Entwicklung ist.Das Gesetz ist auf starken Widerspruch gestoßen, weil es denGrundbesitzern weitgehende Siedlungs - und. Baubeschränkungauferlegt . Dabei soll «ine Entschädigung nicht geleistet wer¬den, weil es sich um allgemeine, nicht um den einzelnenGrundstücksbesitzer treffende Beschränkungen des Eigentums¬rechts handelt . Trotzdem ist mit Recht angezweifelt worden,daß so weitgehende Eigentumseinschränkungen ohne jede Ent¬schädigung von den Gerichten in der Praxis als mit Berfas -sung und Reichsgesetzgebung in Einklang stehend anerkanntwerden. Da Reichsrecht bekanntlich über Landesrecht geht,wäre es sehr Wohl möglich , daß die Gerichte Eigentumsbeschrän¬kungen, wie sie aus den Flächenaufteilungsplänen sich ergeben,als rntschädigungspflichtige Enteignungen aysehen und dem¬entsprechend den Grundeigentümern Ansprüche auf Entschä-digung durch die Gemeinden zubilligen . Der erste Beigeordnetedes Deutschen Städtetages , Meyer -Lülmann , vertritt deshalbin den „Mitteilungen des Deutschen Städtetages " den Stand¬punkt, daß die Einführung von Flächenaufteilungsplänen ohnegleichzeitige Klärung der Entschädigungsfrage nicht möglich sei.Da diese Klärung aber nur durch die Reichsgesrtzgebung er-folgen kann, so bleibt nur die Schaffung eines Reichsstädte-baugesetzes übrig , durch das dann allerdings Eigentums¬beschränkungen ohne Entschädigungsrechte gesetzlich verankertwerden könnten.
Meyer - Lülmann beruft sich auf eine Reichsgerichtsentschei-düng, die das Hamburger Denkmalschutzgesetz in ähnlicherWeise praktisch außer Kraft setzt, wie es auch hinsichtlich einesPreußischen Städtebaugesetzes befürchtet werden mutz . Eswird in der Begründung dieses Urteils ausdrücklich darauf der-iviesen , daß nach Art . 153 Abs . 2 der Reichsverfassung Ent¬eignung nur gegen angemefsenr Entschädigung voraenommenwerden dürfen , soweit nicht ein anderes durch Reichsgesetzbestimmt ist. Daraus ergibt fich, daß nur durch Reichsgesetz ,nicht durch Landesgesetz eine entschädigungslose Enteignungvorgesehen werden kann. Unter diesen Umständen würde inder Tat ein Preußisches Städtebaugesetz in seinem wichtigstenPunkte , nämlich in der Aufstellung von Flächenaufteilungs¬plänen , praktisch wirkungslos bleiben können, und Meyer -Lülmann hat vollkommen recht, wenn er fordert , daß Städtenur auf festem Baugrund gebaut werden dürfen , nicht aberauf — physischem oder juristischem — Moorboden.

Amerikanisches Geschenk an die deutsche Fischerei
__ Auch in diesem Jahre hat das Fischereibüro der VereinigtenStaaten wie schon in früheren Jahren , zwecks Blutauffrischungin den deutschen Forellenzuchtanstalten befindlichenZuchtstammen der ursprünglich aus Amerika stammendenRe^ nbogenforelle. wertvolles , von Wildfischen stammendes‘ft« *

« " 0! deutschen Fis -kqüchtern geschenkt . WieWolfss Norddeutscher Provinzdienst erfährt , traf mit demHapagdampfer „New York " eine Kiste mit 40000 lebendenForellen « ,ern am Sonntag in Cuxhaven ein. Sie wurde imAufträge des deutschen Fischercivereins von dein staatlichenFischereidirektor Luebbert in Empfang genommen . Die Eierdie aus der Staatlichen Fischzuchtanstalt in White Sulphnr«West -Virginia ) stammten , befanden sich in gutem Zustand .Sie wurden schon nach wenigen Stunden an die Fischzucht ,anstalten in Ostpreußen , Westfalen , Oldenburg . Sachsen. Thü .ringen . Bayern , Württemberg , Bade» und Österreich weiter -

Der Wesucb des Königs von Akgbsnlstsn
Der ftMg tw» Afghanistan stattete Mittwoch nachmittag inBerlin dem RrichSprästdentr« in feinem Haufe einen Besuchab . Bei der Arckunft wurden dem König militärische Ehrenerwiesen . Anschließend fuhr der Stellvertreter des Reichskanz¬lers . Hergt , in das PalaiS Prinz , Albrecht, um anstelle des er¬krankten Reichskanzlers dem Königspaare einen Besuch abzu-staktcn. Um 5 Uhr empfing der König das diplomatischeKorps .

Festesten bei« Reichspräsidenten
Der Reichspräsident gab abends zu Ehren des Königspaaresein Esten, zu dem u . a . die Reichsminister, ReichstagsprästdentLobe, sowie der preußische Ministerpräsident Braun mit ihrenDamen eingeladen waren . Der Reichspräsident führte dieKönigin zu Tisch Zu seiner Linken sah der König, der Fraubmi Hindenburg zur Tafel führte . Bei der Tafel brachteReichspräsident v. Hindenburg einen Trinkspruch aus . Erhieß die Gäste im Namen des Reiches herzl. willkommen. DerReichspräsident sprach dann von den guten Beziehungen undder Freundschaft beider Länder . Deutschland sei gerne bereit ,seine Erfahrungen aus technischem und kulturellem Gebietzur Verfügung zu stellen.
Nachdem die Musik die afghanische Nationalhymne intonierthalte , erwiderte der König von Afghanistan in persischerSprache : Er danke dem Reichspräfidenten und dem deutschenVolke für den herzlichen Empfang . Die freundschaftlichen Be¬ziehungen zwischen Deutschland und Afghanistan seien in derTat seit Jahren fest und ehrlich begründet . Afghanistan habestets die Tatkraft und Leistungsfähigkeit des deutschen Volkesbewundert . Der Fleiß , die Ehrlichkeit und die Leistungsfähig¬keit der Deutschen in Afghanistan habe seine volle Anerken¬nung gefunden , Aus diesem Grunde habe ich unfern Sohnin die Amani - Schule geschickt , die unter deutscher Leitungsteht.
Hierauf spielte die Musik das Deutschlandlied.S «ü»ann wurden di« geladenen Gäste, soweit sie nicht bekanntwaren , dem Köuigspaare vorgestellt.Um 10.15 Uhr abends fand im Vorhofe des Hauses desReichspräsidenten zu Ehren der afghanischen Gäste ein gro¬ßer Militiirzapfrnftrejch statt , der von elf Musik- und drei

Spielmannkorps der Berliner Garnison ausgeführt wurde.Die Feier fand ihren Abschluß mit dem Spielen der beidenNationalhymnen .
Das afghanische Königspaar auf dem Flugplatz TempelhofWTB . Berlin , 23 . Febr . Das afghanische Königspaar hattesich heute Vormittag mit feinem Gefolge zur Besichtigungnach dem Flugplatz in Trmpelhof begeben. In seiner Be¬gleitung befanden sich u . a . Reichsverkehrsminister I)r. Koch.Beim Eintreffen der Gäste wurden 21 Kanonenschüsse ab¬gefeuert . Stadtbaurat Adler wies in einer Ansprache auf dieBedeutung des Flugplatzes Tempelhof hin . Hieran schloß sichein Rundgang , worauf der König die einzelnen technischenEinrichtungen besichtigte . Ein« gxoße Anzahl von Verkebrs -und Sportflugzeugen wareit auf dem Flugplatz aufgestelltworden, di« während des Rundganges verschiedentlich Kunst¬flüge zeigten.

*
Wie di« „B . Z.

" erfährt , wird die deutsche Regierung demKönig von Afghanistan als Geschenk ein Flugzeug schenken.Es wird ein« Junkers v -24-Maschin« sein, von dem gleichenTyp , wie sie im ständigen Verkehr in Deutschland und inMitteleuropa gebräuchlich find . Dem König von Afghanistansind die Junkersflugzeuge bekannt, denn in Kabul sind meh¬rere stationiert , die von dort aus Verkehrsflüge veranstalten .

IPolitiecbe Neuigkeiten
Die Lage des Grundstücksmartts

Während in der ganzen übrigen Wirtschaft die freie Preis¬bildung im allgemeinen wiederhergestellt ist. wird der Grund¬stücksmarkt noch immer von der Zwangswirtschaft beherrschtund gefesselt . Solange die Wohnungen einer Zwangsmieten¬gesetzgebung unterliegen , wird auch der Verkaufswert derHäuser und Grundstücke erheblich gedrückt sein. Die vonder Frankfurter « ozietäts -Druckerei G . m . b . H. herausge -gebene Vierteljahrsschrift „Die Wirtfchaftskurve " berichtet,daß in Großstädten ebenso wie auch in Kleinstädten die inzweiter und dritter Wohnlage befindlichen Wohngrundstückedurchschnittlich nur mit 30 bis 40 Prozent ihres Borkriegs¬wertes zu verkaufen sind. Dagegen haben die bester rentie¬renden Geschäftshäuser oder die Einfamilienhäuser denVorkriegswert fast erreicht, im Einzelfalle sogar überschrit-ten . Erst der Abbau der Zwangswirtschaft wird hier eineAngleichnng der Preise für Wohngrundstücke an die zum Teilbereits übersteigerten Preise der Geschäftshäuser zur Folgehaben.
Die Preisentwicklung der Grundstücke vollzieht sich fteilichin den verchiedenen Gegenden Deutschlands nicht gletchmä-ßig. „Die Wirtfchaftskurve " macht darauf aufmerksam , daßvielfach eine Umbewertung von Grundstücken nach bezirk¬lichen und örtlichen Gesichtspunkten sich durchsetze . So habez . B . in Breslau die Abtrennung Oberschlesieus, in Flens¬burg die neue dänische Grenzlinie , im Rheinlande die fremdeBesatzung preisdrückend auf den Grundstücksmarkt eingewirkt.Dagegen feien in den Städten des rheinisch-westfälischen In¬dustriegebiets die Grundstückspreise so stark gestiegen , daßsie dort selbst bei Wohnhäusern schon an den Vorkriegs¬wert heranreichen . Die Preisentwicklung am Grunbstücks-markt ist also zurzeit außerordentlich uneinheitlich.

Abnahme de» Säuglingssterblichkeit
Die Säuglingssterblichkeit zeigt erfreulicherweise die Ten¬

denz zu weiterem Rückgang . Nach der amtlichen Statistik star¬ben im Deutschen Reich im zweiten Vierteljcchr 1927 insgesamt27 607 Säuglinge oder je 9,2 auf 100 Lebendgeborene. Imentsprechenden Vierteljahr 1926 betrug die Säuglingssterblich ,keitsziffer 9,9, im zweiten Vierteljahr 1918 aber sogar 14,7 .Im Vergleich zur Vorkriegszeit ist eine wesentliche Verminde¬
rung der Säuglingssterblichkeit erreicht worden . Die höchstenSäuglingssterbeziffern hatten , wie fast immer , Oberschlesienund das rechtsrheinische Bayern . Am geringsten war die
Säuglingssterblichkeit in Lippe, Hesien und Hamburg .

Der Suklux -Kla « schafft das Geheimwesen ab
WTB . Washington , 23. Febr . (Tel . ) Der Kuklux-Klan gabeine öffentliche Bekanntmachung aus . nach der alles Geheim-

wefen und alle politische Bestrebungen des Ordens abgefchafstwerden sollen und sein künftiger Name „Ritter vom großenWalde " sein soll .

Die Zehnjahrrsfrier der Roten Armee soll heute in ganzRußland festlich begangen werden. Das Präsidium des Zen-tralexekutivkomitees traf eine besondere Bestimmung , die eine">^ihe von Vergünstigungen und Vorrechten für Partisanenund Rotgardisten in bezug auf Steuern , Pensionen usw fest¬legt.

Die Elektrifizierung der Reichsbahn
In der „Dt . Bergwerksztg .

" finden fich interessante Angabenüber die Elektrifizierung der deutschen Reichsbahn , derenSchienennetz bekanntlich rund 53 000 Kilometer umfaßt . Bondiesen find bis Ende 1927 elektrisch betrieben 1107 KilometerFernstrecken und 112 Kilometer Stadt - und Vorortsjlrecken.Im ganzen sind bisher also nur 2,3 Proz . des Gesamtnetzeselektrifiziert « und doch liegt in diesen Zahlen schon ein außer¬ordentlicher Fortschritt , der in der vorteilhaften Zugförderung ,leichteren Anpassung an das Verkehrsbedürfnis , den auto¬
matischen Sicherungseinrichtungen , u. a . die Vereinfachungdes Zugbetriebes betreffenden Einrichtungen zu erblicken ist.Von den elektrisch betriebenen Strecken entfallen 548 Kilo¬meter auf bayerische Strecken, 258 Kilometer auf schlesischeGebirgsbahnen , 184 Kilometer auf das mitteldeutsche Braun¬lohlengebiet. 48 Kilometer auf badische Strecken, 7 Kilometerauf einige kleinere Bahnen und 112 Kilometer auf die Vor¬ortbahnen in Berlin und Hamburg . Im Bau befinden sichzur Zeit 287 Kilometer , und zwar 107 Kilometer auf baye¬rischem Gebiet , 33 Kilometer in Schlesien und 157 Kilo¬meter für die Berliner Stadtbahn . Die Kosten für die Elek¬trifizierung betragen für 1 Kilometer etwa 200000 Mt . DieUmwandlung des Gesamtnetzes würde also etwa 10 Milliar¬den Reichsmark betragen . Mit Rücksicht auf diese hohen Kostenmuß fich naturgemäß die Umstellung nach den verfügbarenGeldmitteln richten. Immerhin aber läßt schon die heutigeEntwicklung erkennen , daß die Elektrifizierung der Reichs¬bahn mit sicheren Schritten vorwärts geht.

Die Erleichterung am Hypolhekenmarkt
Infolge des reichlicheren Absatzes von Pfandbriefen durchdie Hypothekenbanken konnten diese den Hypothekenmarkt inden. letzten Wochen mit nicht unbeträchtlichen Geldern ver¬sorgen. Die Erlangung von Hypotheken gegen erstklassigeSicherheit ist dadurch in erfreulicher Weise erleichtert worden,denn man nimmt an , daß hierdurch in den letzten vier Wocheninsgesamt mehr als 100 Millionen Reichsmark von den Hypo¬thekenbanken dem Hypothekenmarkt zugeführt worden find.Diese an sich erfreuliche Entwicklung hat nur den einen Nach¬teil, daß die auf diese Weise beschafften Hypotheken sich fürdie Schuldner verhältnismäßig noch recht teuer stellen. Die

Unterbringung der Pfandbriefe ist nämlich nur dadurch so um¬
fangreich geworden, daß die Hypothekenbanken achtprozentigePfandbriefe , die auf fünf Jahre unkündbar find, zum Kursevon 98 Prozent und manchmal auch darunter dem anlage¬suchenden Publikum angeboten haben. Da hiervon noch Boni¬
fikationen . Spesen , Stempel usw. abgehen, so stellt sich die
Auszahlungsquote für die auf der Basis dieser Pfandbriefegewährten Hypothekendarlehen auf höchstens 93 bis 94 Proz .Daraus ergibt sich, daß die Hypothekenschuldner von den Hy¬
pothekenbanken bei achteinhalbprozentiger Verzinsung nur 94
Proz . der Hypothekensumme ausgezahlt erhalten , wovon dann
nach 2% bis 3 Proz . für Provisionen , Unkosten usw. abgehen.Alles in allem stellt fich dann der Zinssatz, den bej: Schuldnerfür derartige erstklassige Hypotheken zahlen muh , auf Ist bis1034 Proz . Ein solcher Hypothekarkredit ist zu teuer und legtdem Schuldner zu große Lasten auf , um wirklich wirtschaft¬
lichen Nutzen ziehen zu können. Daß selbst dieser Kredit alS/eine Erleichterung empfunden wird, wenn er , wie gegenwärtig ,verhältnismäßig reichlich und leicht verfügbar ist , zeigt die
Größe der deutschen Realkreditnot . Eine Senkung des Zins¬
fußes würde wahrscheinlich sofort zu einer Verstopfung der
Kreditquelle , nämlich des Pfandbriefabsatzes , führen .

Kurze macbrlcbten
Wiederaufnahme der Arbeit in der mitteldeutschen Metall¬industrie . Die Funkticmäre der Metallarbeiter haben niit 53gegen 4 Stimmen die Wiederaufnahme der Arbeit für Frei¬tag beschlossen. Es werden nun an verschiedenen Orten Ver¬handlungen zwischen den örtlichen Verwaltungen der Arbeit¬geber und Arbeitnehmer wegen der Wiederaufnahme der Ar » '

beit stattfinden .
Polizeipräsidentenkonferenz in Berlin . Im preußischenInnenministerium begann heute Donnerstag unter Vorsitzdes Innenministers « ine Konferenz der preußischen Polizei¬präsidenten , an der die Leiter sämtlicher Polizeibehördenteilnehmen . Die Konferenz umfaßt eine allgemeine Ans¬sprach« , namentlich über Fragen der Verwaltung und derVerkehrspolizei . Es ist anzunehmen , daß dabei auch dieUniformfrage behandelt wird.
Brrurteilung eines kommunistischen Redakteurs wegen Be¬leidigung der Therese Reumann . Der Redakteur der kommu¬nistischen Nordbayerischen Volkszeitung, Bernhard Schmidt,wurde vom Schwurgericht Nürnberg wegen Beleidigung derTherese Neumann von Konnersreut zu einem Atonal Gefäng¬nis verurteilt . Er sagte der Therese Neumann in einem Zei¬tungsartikel nach , sie hätte ein Sjähriges Kind.

Verschiedenes
Schwere Ausschreitungen Zubkoffs

WTB . Berlin , 23 . Febr . (Tel .) In der vergangenen Nachtgegen 3 Uhr befand sich Alexander Zubkoff, der Mann derehemaligen Prinzessin Schaumburg -Lippe, im Vorraum eine»Nachtlokals im Gespräch mit einer Frau , während sich ein18jährtgrr Page in seiner Nähe aufhielt . Zubkoff fordertediesen auf , fich zu entfernen . Der Page kam aber der Auf¬forderung nichts nach , da er im Vorraum dienstlich zu tunhatte . Darauf schlug Zubkoff den Pagen zu Boden und tratihn mit Füßen , so daß er besinnungslos zur nächsten Ret¬
tungsstelle gebracht werden mutzte, wo der Arzt zahlreich«äußere Verletzungen feststellte . Auch klagte er über inner «Schmerzen . Zubkoft wurde festgenommen, jedoch nach Fest¬stellung seiner Person wieder entlassen.

Ein England - Bustralien - Flug
- Der englische Flieger Hinkler ist in Port Tarwi » «Austra¬lien ) eingetroffen . Hinkler hat damit seinen Flug England -

Australien im Leichtflugzeug innerhalb 18 Tage » beendet undden bisherigen Rekord von 28 Tagen spielend gebrochen.
. . ; 1 ■ 1 — ■«

Familien - Amzeigen
der badischen Beamtenschaft
finden in der
Karlsruher Zeitunff

. BadischerStaatsanzeiger
■die weiteste Verbreitung



Badischer Teil
Badischer Landtag

17. Titznn -
DZ . Karlsruhe , 23 . Febr .

Haus und Tribünen find gut besetzt.
Präsident Dr. B««» gartner eröffnet die VormittagSsitzung

tzderen Beginn fich wegen einer vorausgehcnden Besprechung
der Vertrauensmänner erheblich verzögert ) mit der Bekonnr»

gäbe einer außerordentlich großen Zahl
«euer Eingänge .

Darunter befinden fich Anträge der Abg. Kleiber u . Gen .
fBürgerl . Vereinigung ) betr . Schutzzollpolitik zugunsten der
Landwirtschaft und betr . Rentenbankgrundschuldzinfen , ferner
an die 100 Gesuche , in der Mehrzahl allerdings solche, die zum
Besoldungsgesetz eingebracht und inzwischen schon im Ausschuß
erledigt worden find,

Schriftführer Abg . Wilser (D . Vp.) verliest ein längeres
Schreiben des Reichsfinanzministers als Antwort auf Vorstel.

lurigen der badischen Regierung in Sachen des Heubrr - s» ver¬

anlaßt durch »ine Förmliche Anfrage des Zentrumsabg . Mar -
tin . Der Reichsfinanzminister legt dar , daß bei der Verwal¬

tung des Heubergs den Interessen der Nachbargemeinden weit,
gehend Rechnung getragen worden sei. Dem Kindererholungs¬
heim wird anempfohlen , seinen Bedarf tunlichst in Stetten am
kalten Markt zu decken . Die Aufhebung des Truppenübuirgs -

Platzes H« rberg sei eine Kriegsfolge . Darum könne eine recht¬
lich begründete Entschädigungspfticht des Reiches nicht aner -
kannt werden.

Ferner werden durch die Schriftführer verlesen : Entschlie-
Hungen des Süddeutschen Kanalvereins betr . die Bauzeit des
Neckarkanals, sowie einer Versammlung sämtlicher gewerb-
liehen Organisationen des Landeskommiffariatsbezirks Kon-

stanz am 12. Februar in Singen a . H . betr . steuerliche Über-
kastung des Handwerks, und einer Versammlung von über 600
Landwirten aller Parteirichtungen der Baar (die am 29 . Ja¬
nuar in Donaueschingen stattfand ) betr . die wirtschaftlicheNot-
läge der Landwirtschaft.

Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtet Abg . Dr. Ob-
kircher (D . Vp .) namens des Geschäftsordnnngsausschusses über

dir Mandatsniederlegung des sozialdemokratischen
Abgeordneten Brümmer ,

der als Bezirkssekretär des Deutschen Metallarbeiterverbandes
für Baden, Württemberg und Pfalz seinen Wohnsitz in Stutt¬
gart genommen hat . Sein Nachfolger auf der sozialdemokra¬
tischen Landeswahllist« ist der Hauptlehrer Rudolf Haebler ,
Karlsruhe (nicht wie irrtümlich gemeldet Pforzheim ) . Das

Haus nimmt davon Kenntnis .
Präsident Dr. Baumgartner begrüßt den neu im Hause er-

scheinenden neuen Abgeordneten, der bekanntlich schon einmal
dem Landtag angehört hat .

Nächster Punkt der Tagesordnung ist
die Brfoldnngsvorlage .

Dazu haben die Kommnniste« eine große Zahl von Ab-

änderungSanträgen eingebracht.
Außerdem liegt noch folgender Antrag aller anderen Par »

teien zu der vom Haushaltsausschutz vorgeschlagenen Entschlie.

hnng vor : Es soll angefügt werden :
6 . Die Regierung wird ersucht zu prüfen , ob bei entsprechen-

der Gestaltung der Finanzlage d«S Staates die Ruhestands -

beamten nach Maßgabe dieses Gesetzes «ingestust werden
können.

7 . Die Regierung wird ersucht, im Anschluß an .
die ReichS -

retzeluntz für die ReichöstaatAarbeiter auch für dir vadifchen
Staatsarbeiter und Angestellten beim neuen Tarifabschluß für
eine soziale Regelung der Löhne der Staatsarbeiter und An»

gesellten besorgt zu sein. ^ , -
Abg . Hofheinz (Dem .) berichtet über das Besoldungsgesetz

(allgemeiner Teil ). Abg . Büchner (Ztr .) über die BrsoldungS -

ordnnng (Festsetzung der Gehälter ). .
Der Inhalt der Vorlage ist durch unsere bisher,gen Berof -

fentlichungen bereits hinreichend bekannt .
Der HaushaltSansschuh

beantragt mit 18 gegen 1 Stimme , dem Entwurf eines Be-

soldungsgesetzes m,t den von ihm beschlossenen Änderungen
zuzustimmen . Er empfiehlt außerdem die Annahme folgender

Entschließung :
1 . Die Regierung wird ersucht, bei der Reichsregierung

darauf hinzuwirken , daß durch «ine sozialere Gestaltung der

Kinderzuschläge den berechtigten Forderungen der k,nder-

reichen Beamtenfamilien , sowie den Interessen einer gefun¬
den Bevölkerungspolitik Rechnung getragen wird .

2 . Der durch den Reichsrat beschlossene Abbau der üblichen
Sonderzuschläge wird den Teuerungsverhältnissen des Grenz¬
landes Baden nicht gerecht . Di« Art der Durchführung des
Abbaues hebt zudem für viel« Beamt « die Auswirkung der

zur Zeit im Gange befindlichen Besoldungsneuordnung groß-

tenteils auf . , „ . ,
Die Regierung wird ersucht, bei der R«ichsreg,«rung

wenigstens eine schonlicher« Durchführung der getroffenen
Maßnahme zu erwirken .

3. Die Regierung wird ersucht, bei der Reichsregierung
dahin zu wirken, daß die Neuaufstellung des Ortsklassenver¬
zeichnisses baldmöglichst durchgeführt und hierbei auf die be¬
sonderen Verhältnifie des Grenzlanjdes Baden weitgehend
Rücksicht genommen wird.

4. Der Landtag ersucht die Regierung , dafür besorgt zu
sein , daß nichtplanmäßige Beamte , die nach ihrem Dienst¬
alter an die planmäßige Anstellung heranstehen , wenn sie sich
nicht selbst um freie planmäßige Stellen bewerben , auf solche
Stellen versetzt werden . Dabei wolle beachtet werden , daß
die planmäßigen Stellen in den Städten in erster Linie Be¬
amten mit Kindern , die die höheren Schulen oder besonder«
Fachschulen besuchen sollen, übertragen werden Schwer¬
kriegsbeschädigte. deren Gesundheitszustand den dauernden
Aufenthalt in Städten mit ständiger fachärztluher oder klini¬
scher Nachbehandlung erfordert , sollen tunlichst berückfichtigt
werden .

5 . Die Regierung wird ersucht, zu prüfen , inwieweit di«
Anrechnung unverschuldeter Wartezeit , lichtverwendeter
Junglehrer und Junglehrerinnen auf das Betzgütungsdienst¬
alter in Frage kommt.

Endlich stellt der Ausschuß den Antrag , die zum
dunaSgesetz vorliegenden Gepiche — es find deren 91
durch di« Annahme der Vorlage erledigt z« erklären .

Rach den Berichterstattern ergriff sogleich
Finanzminister Dr. Schmitt

bas Wort , zur Begründung der Besoidungsordnung
Rede bringen wir an anderer Stell « im Wortlaut .)

Die Rede des Ministers wird von der Mehrheit mit leb
Ker Zustimmung ausgenommen ." egen 1 Ilhr vertagt sich das Haus auf nachm. Uhr.

Besol-
— als

(Die

Das Kursbuch für Südweftdrutfchland
E» fit kürzlich schon mitgcreilt worden, es bestehe die Absicht ,

das badische sogenannte Grüne . Kursbuch zum Kursbuch für
ganz süddeutsch !äud auszugestalle » Zu dieser Mitteilung
»st ergänzend zu berichten, daß die Anregung hierzu von der
Reichsbabndirekriou Stuttgart ausgcgangcn ist, nachdem die
Wiedevhcrausgal >e des roten (württcmbergischen) Kursbuches
in der früheren großen Form unter amtlicher Bearbeitung
ausgeschlossen war . Um nun den württembcrgischcn Kurs - '

buchwünfchen Rechnurig zu tragen , hat sich die Reichsbahn¬
direktion Stuttgart mit einem der beiden Nachbarbezirke ins
Benehmen gefetzt, um das badische oder das bäuerische Kurs¬
buch nach entsprechender Uingestaltung auch in Württemberg
einzuführen . Da dies beim badischen Kursbuch leichter ging,
entschloß man fich, für das badische . Es wird daher voraus¬
sichtlich für den am 16. Mai 1928 in Kraft tretenden neuen
Fahrplan das grüne badische Kursbuch den bisherigen großen
(roten ) württembergischen Taschenfahrplan ersetzen . Es ent¬
hält in der Hauptsache die Bahnen Sükavestdeutschlands und
der Schweiz sowie einige wichtige österreichische Bahnen .

Eine tommunalhygirnifchr Ausgabe
Zu einer wirksamen kommunalen Gesundheitspflege gehört

die Bekämpfung aller Schädlinge, durch die die Gesundheit
der Bevölkerung beeinträchtigt, die Krnnkheitsübertragung ge¬
fördert oder womöglich der Verbreitung von Seuchen Vor¬
schub geleistet wird . Zu diesen Schädigungen und Gefährdun¬
gen der inenschlichen Gesundheit gehört z. B . die Fliegenplage .
Es ist nicht zu bezweifeln, daß diese durch uuhygienische Ver¬
hältnisse wesentlich gefördert wird. So kann man vielfach beob¬
achten , daß in Kleinstädten oder ländlichen Siedlungen ohne
Kanalisation die Fliegenplage in den Wohnungen weit schlim¬
mer ist, als in Städten , in denen moderne Kanalisation ,
Müllbeseitigung und Straßcnreinigung als unentbehrliche
kommunale Einrichtungen angesehen werden . Gerade die
Fliege spielt als Überträgerin ansteckender Krankheiten oft
eine für die menschliche Gesundheit verhängnisvolle Rolle.
Eine Reihe ansteckender Krankheiten wird höchstwahrscheinlich
hauptsächlich durch Fliegen übertragen .

Gleich den Fliegen werden, und zwar nicht immer nur
auf dem flachen Lande, oft auch die Mücken zu einer uner¬
freulichen Plage . Sie mache» oft in der Großstadt , ebenso
aber auch in Klein- und Mittelstädten den Aufenthalt in Gär¬
ten, Partanlagen , auf Veranden und Balkons oder sogar m
Wohn- und Schlafzimmern an geöffneten Fenstern unmög¬
lich. Ein Kapitel für sich bildet die Berwanzung der Wohnun¬
gen, die namentlich in dicht bewohnten Großstädten , aber auch
anderswo häufiger zu finden ist, als man im allgemeinen
annimmt . In der Öffentlichkeit wird natürlich hierüber nicht
gern gesprochen . Aber es mehren sich die Klagen über eine
Zunahme des Nngrzirfers , dessen Beseitigung dort , wo es sich
einmal eingenistet hat , oft viel schwieriger ist , als der Uner¬
fahrene glaubt . Eine Desinfektion der Wohnungen , auch durch
Kammerjäger , bringt nicht selten nur vorübergehende oder
unzulänglichen Erfolg .

Da der einzelne im Kampfe gegen diese und andere Un¬
gezieferplagen meist machtlos ist, so müssen die kommunalen
Gesundheitsämter oder, wo solche nicht bestehen, die Kommu¬
nalverwaltungen selbst den Kampf gegen diese Schädlinge
und Krankheitsverbreiter mit aller Energie planmäßig auf¬
nehmen . Es bedarf hierzu , wie Justizrat Friedrichs kürzlich in
der „Zeitschrift für Desinfektion und Gesundheitswesen " dar -
gelegt hat , in der Regel nicht einmal besonderer Polizeiver¬
ordnungen . Auf einigen Gebieten freilich wird es ohne diese
nicht gehen, besonders dort, wo alle sorgsamen Kampfmaß¬
nahmen deS einzelnen gegen das Ungeziefer erfolglos bleiben,
wenn der Nachbar aus Nachlässigkeit oder Gleichgültigkeit
nicht mitmacht. In vielen Gemeinden sind deshalb z. B . Po¬
lizeiverordnungen erlaflen worden, in denen allen Einwoh¬
nern besondere Maßnahmen gegen die Stechmückenplage zur
Pflicht gemacht wird. Ähnliche Verordnungen sollten aber , wo
es notwendig ist , auch gegen die Wanzenplage erlassen wer¬
den. Neben den polizeilichen Vorschriften ist eine dauernde
Beratung der Bevölkerung durch aasgebildetes Gesundheits -
Personal notwendig. Mit einem gelegentlichen Vorgehen gegen
die eine oder die andere Art von Gesundheitsschädlingen ist
nicht viel getan . Es mutz vielmehr in kleinen wie in großen
Städten eine planmäßige Kommunalhygiene einsetzen. Die
gesundheitlichen Gefahren und Schädigungen , die aus dem
Überhandnehmen des Ungeziefers erwachsen, dürfen heute
nicht mehr unterschätzt werden. Wo es an kundigen und erfah¬
renen Sachbearbeitern fehlt, ist der „Verein für Master - und
Lufthhgiene e . V.", Berlin -Dahlem , bereit , durch Gutachten
usw. zu helfen.

Irurze Nachrichten aus Baden
Mannheim » 21 . Febr . Für Mitte März ist eine weitere

Rattenvertilgungsaktion geplant , die die im November statt¬
gefundene ergänzen soll. Voraussichtlich wird zu gleicher Zeit
auch im Stadtgebiet Ludwigshafen eine Nachvertilgung statt¬
finden . Bei der Vertilgung vom 6./8. November 1927 sind an¬
nähernd 3000 Säumige festgestellt worden, gegen die von der
Polizei mit streben Strafen vorgegangen wurde , um sie zu
dem notwendigen Gemeinstnn zu erziehen^

Mannheim , 23 . Febr . Die hiesige Bilanz des Karnevals ist
folgende: Insgesamt find hier 296 Maskenbälle während
wenig mehr als vier Wochen vorübergeraufcht . Aus 745 Kap¬
penabenden haben sich die Mannheimer amüsiert , wozu noch
114 sonstige karnevalistische Veranstaltungen , . wie - Bunte
Abende und Maskenkränzchen kommen . Die Gesamtzahl kar¬
nevalistischer Veranstaltungen in Mannheim betrug 1164, von
denen 292 im Januar und 862 im Februar abgehalten wur¬
den . Der Ilmsatz , den die Saalbesitzer bei den Maskenbällen
eizielten , soll jedoch in vielen Fällen wenig befriedigt , haben .

Hridelberz, 23. Febr . In Schriesheim wurde bei einer ver¬
endeten Kuh Milzbrand festgestellt . Wie diese gefährliche.
Krankheit, die auch auf Menschenübertragbar ist, nach Schries¬
heim gekommen ist, ist unklar , vielleicht kann sie aus einer
Lederfabrik oder durch den Ablauf von Abfällen einer solchen
verschleppt worden sein. ES wurde sofort eine vierzehntägige
Sperre und die Vornahme einer entsprechenden Desinfektion
angeordnet .

DZ . Rhrinsheim (Amt Bruchsal), 23. Febr . Gestern mittag
kurz nach 12 Uhr brach in der Fabrik C . F . Weber im Verein
der Dachpappenfabriken A .-G. Großfeuer aus , das durch ge¬
waltige Rauchentwicklung weichin sichtbar war . Beim Ein¬
treffen des von Karlsruhe zu Hilfe gerufenen Löschzuges
stand das Hauptgebäude vollständig in Flammen , und das
Feuer drohte nicht nur auf das danebenliegende Lager , son¬
dern auch auf den gefüllten Tverhochbehälter überzugreifen .
Infolge der starken Rauchentwicklung mußte im Innern mit
Rauchmasken vorgegangen werden. Rach zweistündiger ange¬
strengter Löscharbeit war die Gewalt des Feuers gebrochen.

btd . Bmorbach (Pfalz ), 22 . Febr . Im Alter von 42 Jahren
starb unerwartet rasch Dr. Rudolf Müller , Generaldirektor der
Fürstlich-Leiningischen Generalverwaltung . ' Mit chm schied
eine weichin geachtete Persönlichleit aus dem Leben.

Mae soll die Gemeinde kür die pkkege
der Leibesübungen tun ?

Zcl linrecht hat man Sport und Körperkultur in einen Gr »
grnsan zu der Pflege der Geisteswissenschaftengebracht . Da »
Wort der alten Römer , daß nur in einem gesunde» Körper
ei» gesunder Geist sich entfallen kann, gilt »och immer , und
heute mehr denn je . Geistige Kultur bediirgt eine vernünftige
Körperpflege , denn Geist und Körper stehen in engen Wechsel¬
beziehungen zueinander . Der geistige Arbeiter , der die ge¬
sunde Bewegung seiner Glieder vernachlässigt, wird auch gei¬
stig erschlaffen , wird jedenfalls, au geistiger Spacmkraft uiid
Beweglichkeit Einbuße erleiden . Sport , Turnen und alle kör¬
perlichen Übungen sind niemals Selbstzweck , sondern sie die¬
nen der Ausbildung eines gesunden und leistungsfähigen Kör¬
pers , von dessen Gedeihen letzten Endes auch jede geistige
Leistung abhängt , weil ja der Gedanke den körperlichen Träger
braucht , um ins menschliche Bewußtsein zu treten .

Aber ebenso wie der geistige Arbeiter »bedarf auch der
mechanische Arbeiter der regelmäßige» Leibesübungen , um
seinen Körper gesund zu erhalten . Auch die körperliche Be¬
rufsarbeit ist fast immer einseitig. Sie nimmt nur bestiminte
Muskeln in Anspruch, beschäftigt nur bestimmte Glieder deS
Körpers und laßt andere infolge Nichtinanspruchnahme er¬
schlaffen. Denn jedes inenschkiche Organ , daö nicht zu den
Zwecken gebraucht wird , für die es von der Natur bestimmt
ist , verkümmert . Der Mensch , der stumpf und gedankenlos
dahinlebt , verblödet und verkommt in geistiger Hinsicht . Der¬
jenige aber , der nicht regelmäßig Leibesübungen treibt , mag
er einem Berufe angehören , welchem er will, läßt feinen
Körper verkommen und erschlaffen. Wer das tut , verkürzt
nicht nur sein Lebe » , sondern schädigt auch seine Leistungs¬
fähigkeit und erleidet an Lebenslust und Lebenskraft Ein¬
buße.

Ta aber die . regelmäßigen Leibesübungen eine so unent¬
behrliche Voraussetzung gesunden und tüchtigen Lebens sind»
muh es Aufgabe des Staates und der andereil öffentlich-
rechtlichen Körperschaften sein , die Pflege der Leibesübungen
mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu fördern . Mai »
verspreche sich freilich da'bei nicht allzuviel von der Aus¬
übung eines Zwanges . Niemand tut das mit Lust und Liebe,
wozu er von auhenher und ohne seine innere Zustimmung
gezwungen wird . Der Jugend freilich tut ei» gewisser Zwang
z<u regelmäßiger Körperpflege und Körperausdildung not . Er
ist die unentbehrliche Ergänzung des Schulzwanges, deil man
bisher viel zu einseitig als einen Zwang zu geistiger Schu¬
lung und Unterrichtung aufgefaht hat . Im Rahmen ocr
Schulausbildung gebührt denr Turnen , dem

' '« Port , dem Wan¬
dern und dem Spielen ein noch viel breiterer Platz , als er
heute diesen körperlichen Übungen auf unfern deutschen Schu¬
len in der Regel cingeräumt wird. Einen gewissen Ausgleich
bot früher der männlichen Jugend Deutschlands die mili¬
tärische Ausbildung , die in der Hauptsache auf eine vielseitige
und systematische Erhöhung der körperlichen Leistungsfähigkeit
eingestellt war . Da uns jedoch durch den Frieden von Ver¬
sailles die allgemeine Dienstpflicht der männilchen deutschen
Jugend genommen wurde , müssen wir bestrebt fein, sie durch
anderweitige körperliche Ausbildung zu ersehen, wie sie Sport ,
Turnen und die anderen Kürperüdungen bieten. Dabei wird
man dann freilich weit über die Grenzen der Teile deS deut¬
schen Volkes, die ehemals der militärischen Dienstpflicht un¬
terlagen , hinausgehen «Nüssen. An deren Stelle mutz die
allgemeine Gesundheitspflicht treten , die sich auf das ganze
Volk , auf Mter und Jugend , auf Männer und Frauen , gleich¬
mäßig erstrecken soll .

Diese Verpflichtung ^ ir regelmäßigen Pflege der Leibes¬
übungen kann freilich bei den erwachsenen Deutschen nur eine
freiwillige sein, wenn die Leibesübungen mit Lust und Liebe
betrieben werden sollen. Doch ist deswegen die Aufgabe, die
ihre Förderung Staat und Gemeinden auferlegt , keineswegs
geringer . Die praktischen Erfolge jeder Werbung für regel¬
mäßige Ausübung der Leibesübungen find letzten Endes ab¬
hängig von der vorhandenen Möglichkeit und Gelegenheit .
Hier seht nun die große Aufgabe der deutschen Gemeinde , der
größten wie der kleinsten , ein : möglichst bequeme Gelegen -
heit für jedermann zu schaffen , der Sport und Leibesübun -
gen pflegen will. Ohne die Schaffung der nötigen, genügend
zahlreichen und einfach zu benutzenden Gelegenheiten zu
ihrer Ausübung werden die Leibesübungen in Deutschland
niemals Allgemeingut des Volkes werden. DaS aber ist es
gerade , worauf es ankommt, wenn die volkshygienischen Ziele
erreicht werden sollen.

Wer könnte hieran ein größeres und lebendigeres Jnrereffe
haben , als die deutschen Gemeinden? Förderung der Volks¬
gesundheit durch Sport und allgemeine Körperpflege bedeu¬
tet Verminderung der Krankenziffern , der Siechenhäuscr ,
Krüppelheime usw . , bedeutet letzten Endes Verminderung aller
öffentlichen Aufwendungen für die Wohlfahrtspflege, bedeutet
Verminderung aller sozialen Lasten. Der Bau von öffent¬
lichen Spiel - und Sportplätzen , die Einrichtung von Kursen
und Unterweisungsstunden in Sport und allen anderen Lei¬
besübungen ist vorbeugende Krankheits- und Siech,nmfür -
sorge. Darum ist die von dem früheren Staatssekretär Ge¬
heimrat Dr. Lewald, dem hochverdienten Präsidenten des
Deutschen Reichsausschusses für Leibesübungen, propagierte
Forderung , daß Spiel - und Sportplätze sowie allgemeine Un -
terweisungskurse überall jedermann zugänglich sein sollen,
aaitz besonders den deutschen Gemeinden an» Herz zu lenen .
Nur wenn jedem Bürger dieMöglichkeit geboten wird, den ihm
genehmen Sport oder die ihm genehmen Leibesübungen ohne
größere Opfere an Zeit und Geld auszuüben , wird man die
Allgemeinheit zu körperlicher Betätigung und ' Ausbildung er¬
ziehen können. Wie die Bücher in den öffentlichen und
Volksbibiliotheken jedermann zur Verfügung stehen, wie die
Museen für jedermann geöfftiet sind, so sollen auch Spiel -
und Sportplätze . Spiel - und Sportgeräte sowie Spiel - und
Sportunterricht , durch tüchtige , werbrkräftige Lebrer der ge¬
samten Bevölkerung von den Gemeinden unentgeltlich zur
Verfügung gestellt werden. Die dadurch entstehenden Kosten
sind gering im Verhältnis zu den moralischen und Volkswirt-
schriftlichen Werten einer Hebung des allgemeinen Gesund¬
heitszustandes , wie sie nur durch die Gewöhnung der Ge-
famtbevölkerung an regelmäßige Leibesübungen erreicht wer¬
den kann . R . K .

Der diesjährige Berbandstag des Würm - und Entgan - Ber .
kehrsverbandes findet am 17 . März im Rathaus i» Pforzheim
statt . Dem Verbände gehören weit über 50 Gemeinden an .
Er hat besonders durch Neueinrichtungen von Autolimen den
Verkehr' im ganzen Ostschwarzwald wesentlich gefördert .

Wetternachrichtendirnft der Bad. Landeswetterwarte Karls -
ruh « . Das ' kontinentale Hochdruckgebiet beherrscht unverän¬
dert unsere Witterung , so daß die Shönwetterperiode noch an »
halten wird : Auf dem Hochschwarzwald hat sich starke Tem¬
peraturumkehr eingestellt (Feldberg Höchstwärme gestern
5 Grad über Null ) . Voraussage für 24. .Febr . : Fortdauer
deö heiteren und trockenen Wetters mit Nachtfrost, örtliche
Frühnebel .



Verwattungsveretnkacnung vel den
Irrankenkassen ?

Die lebhaften Klagen über die steigende Höhe der sozialenLasten legen die Frage nahe , ob nicht ohne Beeinträchti¬gung der sozialen Leistungen der Reichsversicherung, derenKasten für die Versicherten wie für die Arbeitgeber vermin¬dert werden können. Das einzige Mittel hierzu bildet na¬türlich die Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltungin den einzelnen Bersicherungszweigen Man mutz daher dieFrage stellen , ob diese Verwaltung in allen Teilen der Ver¬sicherung so rationell ist , wie das von einer derartigen ge-' meinnützigen Einrichtung verlangt werden mutz. Währendnun die Invalidenversicherung einheitlich und straff organi¬siert ist und mit verhältnismätzig niedrigen Berwaltungs -
kostcn arbeitet , scheint bei den Krankenkassen hauptsächlichinfolge der unter ihnen heute noch herrschenden Zersplitte¬rung , noch mancherlei auf dem Konto Verwaltungskosteneingespart werden zn können.

Unrationell ist vor allem die Zersplitterng der Kranken¬
kaffen in Ortskrankenkassen, Landkrankenkaffen, Betriebskran -
kcnkaffen , Jnmingskrankenkaffen und Knappschaftskrankenkas-scn. Eine Vereinheitlichung dieser verschiedenen Träger der
Krankenversicherung würde zweifellos zu einer Ersparungvon Vcrwaltungskosten führen können, wenn an jedem Orte
lediglich eine Ortskrankenkaffe oder eine Landkrankenkassevorhanden wäre . Nach einer reichsamtlichen Zusammenstel¬lung der Krankenkaffen auf Grund des Standes im Jahre1926. die von der Zeitschrift des Statistischen NeichSamts„Wirtschaft und Statistik " veröffentlicht wird, gab es im
Jahre 1926 immer noch 7623 reichsgesetzliche Krankenkassen.Allerdings haben sie sich in dem Berichtsjahre um beinahe106 vermindert , aber gerade das erscheint ein Beweis dafürzu sein, dah ihre Zahl zu groß ist, und datz es aus Erspar¬nisrücksichten vorteilhaft wäre , ihre Zahl noch weiter zu ver¬kleinern , so datz nur ausreichend grotze und leistungsfähige
Krankenversicherungsträger übrig bleiben . Der Mitglieder¬stand sämtlicher Krankenkassen betrug in dem genanntenJahre 19,IS Millionen Personen , die zusammen 1,42 Mil¬liarden Reichsmark an Beiträgen zahlen . Infolge des gün¬stigen Krankenstandes blieben die Ausgaben nicht unerheblichhinter den Einnahmen zurück , denn es wurde «: inSgesaintnur 1,32 Milliarden Reichsmark verausgabt . Auf den Kopfjedes Mitgliedes entfielen 75,7 Ml Einnahmen und 69,2Reichsmark Ausgaben . Von diesen Ausgaben wurden 59,2Reichsmark auf den Kopf jedes Mitgliedes für Krankenhilfeaufgewendet ««nd 4,8 Ml für Berwaltungskosten .

Jedes Krankenkaffemmtglied zahlt hiernach jährlich 4,86Reichsmark lediglich für die Berwaltungskosten der Kranken¬kasse. Aber diese Belastung ist bei den verschiedenen Kranken¬kassenarten sehr verschieden groß. Am geringsten ist sie bei de»«Betriebskrankenkaffeu, da hier der Arbeitgeber ja alle wesent¬lichen Verwaltungskoste «« trägt , so datz die Mitglieder selbstnur 6,81 Ml pro Kopf und Jahr zu den Berwaltungskostenbeizutragen brauchen. Aber auch bei den Laudkrankrnkaffensind die Kosten der Verwaltung verhältnismätzig niedrig ,den sie betragen hier nur 3,93 Ml auf den Kopf des Mit¬gliedes. Die Ortskrankenkaffrnmitglieder müffen 5,81 Mlpro Kopf und Jahr für Verwaltungskosten bezahlen , nicht er¬heblich mehr als die Mitglieder der Knappschaftskrankenkaffen,bei denen der Verwaltungsbeitrag 5,34 Ml pro Kopf undJahr beträgt . Am höchsten ist die Belastung aber bei denJnnungSkrankenkaffen , denn hier muh jedes Mitglied 6,96Reichsmark jährlich an Berwaltungskosten aufbringen . Siehtinan von den Betriebskrankenkassen,ab , so dürfte eS keinemZweifel unterliegen , datz eine einheitliche und straffe Organi¬sation der Krankenversicherung wesentliche Ersparnisse zu¬gunsten der Versicherten nach sich ziehen könnte. Berücksichtigtman dabei, datz die Verwaltung sämtlicher Krankenkassen imJahre 1926 mehr als 98 Millionen Reichsmark erforderte , soerkennt inan , wie bedeutungsvoll für die Wirtschaft eine Sen¬kung dieser Unkostenrate sein würde .

Aus der Landeshauptstadt
Am Bolkstranertage (4. März ) vorm. 11 Uhr veranstaltetdas Reichsbanner Schwarz -Rot -Gold auf dem hiesigen Ehren¬friedhof eine Gefallenen - und Ebertgedenkfrier . Die Gedächt¬nisansprache hält Jugendpfarrer Kappes.
Der Fall Rudy . Die auf den 23. Februar angesetzte Schöf¬fe »Gerichtsverhandlung gegen den Verwaltungsinspektor i . R.

Karl Rudy findet nicht statt , da inzwischen ein Vergieny zu¬standegekommen ist. Darnach nimmt Rudy sein« beleidigen¬den Äußerungen in bezug auf die Geschäftsführung des Ba¬denwerks zuruck. Er fft überzeugt , daß me von ihm erhobe¬ne» Vorwürfe unbegründet sind und tragt die bisher entstan¬denen Kosten des Verfahrens . Die Gegenseite hat daraufden Klageantrag zurückgezogen.
Das Stighrimer Bolksschanspiel in Karlsruhe . PfarrerSaier , der bekannte Schöpfer und Leiter des OtigheimerVoiksfchauspielS will am Sonntag , den 25. März mit seinerOtigheimer Spielvereinigung ein grotzangelegtes Mysterien¬spiel in der Feschalle in Karlsruhe aufführen . DaS Spiel be¬titelt : „Das grotze Opfer , ein Spiel der heiligen Metz "

, istvon Pfarrer Saier selbst verfatzt. Es besteht in Handlung ,Chorgesängen und lebenden Bildern , die auf die HandlungHinweisen. Ein umfarrgreicher Spielapparat von rund 40VMiiwirkenden ist dazu erforderlich. Erfreulicherweise wirdauch der Kirchenchor St . Stephan in Karlsruhe das Spielgesanglich unterstützen . Auch das Badische Landestheater hatdem spielunternehmen im bezug auf Ausstattung und Tech¬nik weitgehende Unterstützung zugesagt.
Alemannen -Strandfest 1928 . Die Vorbereitungen zum dies¬jährigen Strandfest unter dem Motto „Frohe Stunden amNeckar " fi«tf> im besten Gange . Die Feschalle erhält auch dies¬mal wieder eine dem Fest entsprechende Umwandlung in Alt-Heidelbergs romantisches Landschaftsbild. Die künstlerischenLeiter des Aufbaues der Ausschmückung — Kunstmaler Köthund Architekt Oertel — sind bemüht mit dem Stab bewährterAleinannen auch diesem Strandfest eine einzigartige Note zugeben, überall findet man Anklänge an die Romantik : dieReckarteraffe (großes Podium ) gegenüber dem alten Schloß ;die Scheffrlbude (Sektbude ) ; den Schloßkeller (Kliertunnel )mit dem großen Faß . Auch die vorgesehene Aufführung imgroßen Saal (pünktl . 9 Uhr), bei der vor allen Dingen daSKünstlerehepaar K. H. Kögele mitwirkt , steht ganz unter demZeichen Alt -Heidelbergs. Ganz besondere Sorgfalt legte dieFestkommission auf das Programm des Kabaretts «n derNeckardiele . 4 Kapellen, davon 2 im großen Saal sorgen fürTanzmusik.

Vücberbesprecbung .
Das Problem der staatlichen Organisation der Weltwirt -

> schaft
Es gilt , sich zunächst über den Begriff Organisation klarzu weichen . Wenn man als deren soziologisch WesentlichstesOrdnung erkennt , so bedeutet Organisation der Weltwirt¬schaft also Ordnung der Weltwirtschaft als Ganzes . Von die¬ser Grundlage ausgehend , untersucht Or. Benckiser in seinemsoeben im Verlag G . Braun , Karlsruhe , erschienenen Buch(brosch. 3 Ml ) , wie sich die staatliche Volkswirtschaft der ge¬dachten Weltwirtschaft gegenüber verhält , welche Tendenzengeeignet sind, in der Richtung zur Entwicklung einer Welt¬wirtschaft zu wirken, welche sich entgegengesetzt verhalten .Weiter wird in theoretischer Untersuchung den einzelnenWegen, auf denen sich eine überstaatliche Weltwirtschaft durch¬setzen könnte, nachaegangen. Hierbei «verden praktische Bei¬spiele in reichem Matz herangezogen ; es erfahren auch di«moderne Baneuropabewegung und damit zusammenhängendeTheorien der GrotzwirtschaftSräume eine kritlfche Würdigung .Das weite Gebiet internationaler Organisierung durchKartelle u. dgl . bleibt, da es nicht zur Staatliche » Organisa¬tion gehört, außer Berücksichtigung.

Internationaler Faschismus . Beiträge über Wesen undStand der faschistischen Bewegung und über den Ursprungihrer leitenden Ideen und Triebkräfte . Herausgeaeben vonOr. Carl Landauer und >vr . Hans Honegger. Mit einemSchlußwort von Prof . Dt 1 . I . Bonn . Preis broschiert7,86 Ml , Leinen 9 Mi . Verlag G . Braun , Karlsruhe .In diesem Buch sprechen die Faschisten selbst , ebenso aberauch ihre Kritiker . Der Uutkrstaatssekretär im italienischenMinisterium der Korporationen , Giuseppe Bottai , hat für die¬sen Band geschrieben . Neben seinem Beitrag steht der einerungenannt bleibenden hervorragenden Persönlichkeit deritalienischen Opposition. Über die faschistischen Strömungenund Organisationen in Deutschland berichtet der bekanntevölkische Schriftsteller Helmuth Franke, vor kurzem nochHerausgeber der „Standarte ". Mit ihm wie mit dem Fa¬schismus überhaupt setzt sich Professor Bon» auseinander ,der zu den geistigen Führern der deutschen Demokratie ge¬hört . Weil das Werk sich von jeder Einseitigkeit freihält , er¬fährt man aus ihm, was der Faschismus wirklich ist.

Dandel und MlirtscbaN
B«rtt «er Drvisr»noti,r «na-»r

Amsterdam 160 G.
Kopenhagen 100 Kr .
Italien . . 100 L.
London . . IPfd .
NewYork . 1 D -
Paris . . 100 Fr .
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . 100 Kr.

2». mt .

168 .50
112 .18
22.175
20.421
4. 1855
16.465
80.575
58 .97
12.407

Brief
168.84
112 .40
22.215
20.461
4.1935
16.505
80.735
59 .09
12 .427

22. gtfcr.
Seid Brief

168 .40
112 .12
22.18
20.408
4 .1855
16.455
80.52
58.96
12 .403

168 .74
112.34
22.22
20.448
4.1935
16 .495
80.68
59 .08
12.423

Gesellschaft für Spinnerei und Weberei in Ettlinge «. Inder AufsichtsvatSsitzung vom 14. Februar d. I . wurde be¬schlossen, der Generalversammlung , die auf den 14. Aprild. I . einberufen wird , die Verteilung einer Dividende von12 Proz . aus dem nach Borrrahme der Abschreibungen ver¬bleibenden Reingewinn von 696 284,43 Ml in Vorschlag zubringen .
Mannheimer BersicherungS-Aftiengesellschaft. Wie wir hören,beträgt das Amerikaguthaben als Freigabeguthaben der Mann¬heimer Versicherungs-Aktiengesellschaft 747 000 Dollar .
Umsatz landwirtschaftlicher Lagerhänsrr . Im Jahre 1927wurden in den beiden Lagerhäusern Wertheim -Reichholzheimüber 200000 Zentner Waren umgesetzt . Allein 18000 Zent¬ner Thomasmehl wurden verkauft .

Stsatssnzeiger
Fahrplauänderung

Die Verkehrsdauer der Schlafwagenzüge D 24I/O 244 Chur—Frankfurt a . M .—Chur wird verlängert ; es verkehrt letzt¬mals der Zug D244 in der Nacht vom 9/10 . März und derZng O241 in der Nacht vom 10/11 . März .

spersonellcr Teil
Ernennungen. Versetzungen . Zuruhesetzungen ufw

der planmäßigen Beamte»
Aus dem Bereich deS Ministeriums der Justiz

Zugrlaffen :
Rechtsanwalt vr Max Hamburger in Karlsruhe auch beider Kammer für Handelssachen in Pforzheim ; als Rechtsan¬wälte die GerichtSaffessoren Or. Joses Brandet beim Land-

gericht Freiburg , Hermann Refltn beim Amtsgericht Staufenund -Landgericht Freiburg , Or. Bertold Moch und JohannesRupp beim Landgericht Karlsruhe und der Kammer für Han¬delssachen in Pforzheim , Erwin Woll beim Landgericht Mann¬heim , Or. Artur Schüßler beim Amtsgericht Weinheim und
Landgericht Mannheim .

Berzichtet:Die Rechtsantvälte Otto Fehrenbach auf Zulassung beimLandgericht Freiburg und Or. Walter Bappert unter Aufrecht»erhaltung der Zulassung beim La»«dgericht Freiburg auf Zu-
laffung beim Amtsgericht Staufen .

Planmäßig angrstrllt :
Die Gerichtsvollzieher Albert Allgeier beim AmtsgerichtPforzheim , Heinrich Westrrman » beim Amtsgericht Karls¬ruhe , Fritz Fischer beim Amtsgericht Säckingen , Adolf ZinS-mater beim Amtsgericht Radolfzell , Josef Reichenbach beimAmtsgericht Schönau , Hermann Götzmann beim AmtsgerichtMannheim , AlfonS Hack beim Amtsgericht Staufen , EmilBüche beim Amtsgericht Waldshut , Jakob Burgmann beimAmtsgericht Karlsruhe , Johannes Giitz beim AmtsgerichtMan ««heim , Paul Scharfenberg beim Amtsgericht Buchen.Ludwig Wöchner beim Amtsgericht Donaueschingen, MaxWick beim Amtsgericht Lahr , Anton Fuchs beim AmtsgerichtSchopfheim, Albert Kientz beim Amtsgericht Bühl .

Bersetzt:
Justizobersekretär Otto Bnrkhart beim Amtsgericht Pful -lendorf zum Amtsgericht Radolfzell.

Ministerium des K,»ltus nnd Unterrichts
Ernannt :

Hauptlehrer Eduard Gerweck in Bruchsal, zum Schulratbeim Stadtschulamt in Mannheim .

EIN EREIGNIS
DER SAISON
ist das

ALEMANNEN
STRANDFESTSs

am 25 . Februar 1928
abends 8 Uhr in den
hervorragend
geschmückten Räumen
der Städt . Festhalle
★
4 Kapellen
*

Hervorragende
Darbietungen
★

Versäumen Sie nicht
dessen Besuch 162

G. BRAUN
(«orm . G . Braunsche Hofbuchdruckerei undVerlag)

Q. m. b. h .
KARLSRUHE
Karl - Friedrich - Straße 14

fertigt Drucksachen aller Hrt
fürindustrie , Handel, Behörden
und Private

Kurze Lieferfristen
Preise mäßig

Polizeiwachtmeifterftelle
auf 1 . April 1928 neu zu besehen.Bewerber mntz die staatliche Polizeischule mit Erfolgbesucht , oder doch mindestens 5 Jahre Dienstzeit inder staatlichen Ordnungspolizei oder bei der Gendarmeriezurückgelegt haben . Probezeit ' /, Jahr . Bei Bewäh-rung erfolgt Anstellung nach Gruppe IV (nach derneuen Besoldungsordnung Gruppe IXa ) mit Auf.rückungsmöglichkeit- $ .172Bewerbungen mit Lebenslauf . Zeugnissen und Licht-bild wollen bis spätest «« » 20 . 9t * n 1928 an dieStadtgemeinde Emmendingen eingereicht werden.Persönliche Vorstellung nur auf Aufforderung .

Emmendingen , den 16. Februar 1928.
Da» Bürgermeisteramt.

I ^ Peppiche - Läufer ohne■ I Anzahlungin to MoMfcntaaI I W Teppichhau » A gay 4I ö Glück , Frankfurt a. M .2M6
■ 3 Schreiben Sie sofort ) M>

fc

-iMtliat
i . Prtiat-
aiiknoftel

« Mannheim
0 6 , 6 §
PtMlMM 9

135505
Maier h Co., Q .m .b .H.

» gerl. Jtedjtepffege
Streitige Gerichtsbarkeit .
M 591 . Grngenbach. Im

Konkilrsverfahren über das
Vermögen deS Händlers
Frauz Kahle in Biberach
soll Schlutzverteilung er¬
folgen. Der verfügbare
Maffebestand ist 4724 XM.
Die teilnahmeberechtigten

Forderungen betragen15051 .As .
Gengenbach, 2l . Febr . 1928 .Der Konknrsaerwalter:

E. Harter .

Die Gemeinde Nnßbanm
versteigert aus ihrem Ge-
memdewald am Mittwach,29. Febr. 1928, Zusammen¬
kunft »ornnttngs */,10 Nhr
am OrtsauSgang , Fußwegvon Rutzbaum nach Stein .34 Eichen III . —V . Kl.,116 Buchen II . - V . Kl..3 Hainbuchen IV . mV . Kl.,11 BirkenV . u .VI .Kl., 10 As¬
pen IV .— VL SU, 6 ElSbeerV . U.VLÄU 8 EschenV . u .

VI . Kl., 28 Forlen I .- VI .Kl-, 41 FichtenV . Kl., 8 Ster
eichenes und buchenesNutz.
Holz . H .173

WaldhüterGautz zeigtdas
Holz vor u- fertigt Auszüge .

Nutzbaum, 22 . Febr . 1928.
« emaiuderat .

Drei Lokomotivschuppen
nebst Anbauten und ein
Wertstättegebäude im Per¬
sonenbahnhof Heidelberg
sollenin 4Losenauf Abbruch
verkauft werden . Bedin¬
gungen , Gebäudebeschrei¬
bungen und Pläne liegenbei der Hochbaubahnmei¬
sterei Heidelberg auf . Da¬
selbst Abgabe der Bedin¬
gungen und Beschreibungen
gegen 1 3iM ; auswärts zu¬
züglich 30 ■% " Porto (keine
Briefmarken ). Angebote
verschlossen, portofrei mit
Aufschrift„Abbrucharbeiten
Bahnhof Heidelberg" bis
Samstag , den 3. März 1928 ,
vormittags 19 Uhr, an den
Barstand des Reichstahn-
Bauamts Heidelberg 2. Zu¬
schlags frist3Wochen. M .579

MmWsngW .
Philippsburg. M .5S0

In das Güterrechtsre¬
gister Band I Seite 197
wurde eingetragen : Weser,
Rudolf , Landwirt , und
dessen Ehefrau Eva geb.
Jungkind , beide in Hutten -
heim. Vertrag vom 15. Ja .
nuar 1928 ; vollständige
Gütertrennung unter AuS-

fchlietzung jeglicherVerwal¬
tung und Nutznießung de»
Mannes am Vermögen der
Frau .

Phtlippsburg ,

Freitag , 24. Februar 1928
* 07 (nicht Freitagmiete )

Th -Gem . 2. S .-Gr .

Phtlippsburg ,oen 21. Februar i »2».
Amtsgericht .

• \ >

von Gounod
Musikalische Leitung :

Rudolf Schwarz
In Szene gesetzt von

Otto Krauß
Faust Witt
Mephistopheles SchusterValentin Rühr
Margarethe Seiberlich
Marthe Weiner
Siebet Strack
Brander Grötzinger

Tänze einstudiert von
Edith Bielefeld

Anfang 19 Ende geg . 22' /,
I . Rang und I . Sperriih

7 XJt.
Sa . 25. Febr . : Seitensprünge .
So 28. Febr . : Di« Meister ,
singer van Nürnberg. Im
Konzerthau » : Der Hexer.Druck G . Braun , Karlsruhe
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